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Antrag 

der Abgeordneten Klaus-Jürgen Warnick, Hanns-Peter Hartmann, Dr. Christa Luft, 
Dr. Dagmar Enkelmann, Maritta Böttcher, Dr. Gregor Gysi und der Gruppe der PDS 


Arbeitsaufnahme des Deutschen Bundestages ab 1. Mai 1999 in Berlin 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Deutsche Bundestag arbeitet ab 1. Mai 1999 in Berlin. 

2. Alle Plenardebatten des Deutschen Bundestages finden ab 
dem 1. Mai 1999 in Berlin statt. 

3. Ausschußsitzungen finden ab diesem Termin ebenfalls in Ber- 
lin statt. 

4 . Für Ausschußsitzungen in Berlin werden bis zur Fertigstellung 
der neu zu errichtenden Ausschußsäle nur bereits vorhandene 
Räumlichkeiten genutzt. Es werden grundsätzlich keine Pro- 
visorien dafür geschaffen. 

5. Die Abgeordneten, ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die 
Fraktionen sowie die Bundestagsverwaltung ziehen in der 
Osterpause 1999 in ihre Berliner Büros um. Dafür ist im Plan 
für die Plenarsitzungen 1999 eine tagungsfreie Zeit von 4 Wo- 
chen vorgesehen. Für Büros der Abgeordneten, ihrer Mitar- 
beiterinnen und -mitarbeiter, Fraktionsmitarbeiterinnen und 
-mitarbeiter sowie die Bundestagsverwaltung werden in Ber- 
lin bis zur Fertigstellung der neu zu errichtenden Büros nur be- 
reits vorhandene Räumlichkeiten des Bundes genutzt oder für 
einen kurzen Zeitraum vom Deutschen Bundestag angemietet. 
Es werden grundsätzlich keine Provisorien dafür geschaffen. 

Bonn, den 28. Januar 1997 

Klaus-Jürgen Warnick 

Hanns-Peter Hartmann 

Dr. Christa Luft 

Dr. Dagmar Enkelmann 

Maritta Böttcher 

Dr. Gregor Gysi und Gruppe 
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Begründung 

Der Deutsche Bundestag beschloß am 20. Juni 1991: . 

1. Sitz des Deutschen Bundestages ist Berlin. 

2. ... Dabei soll mit der Herrichtung der notwendigen Kapazitä- 
ten für Tagungen des Deutschen Bundestages, seiner Fraktio- 
nen, Gruppen und Ausschüsse in Berlin schnell begonnen wer- 
den. Die Arbeitsfähigkeit soll in vier Jahren hergestellt sein ..." 

Alle bisherigen Beschlußfassungen des Deutschen Bundestages 
und des Ältestenrates zum Umzug des Deutschen Bundestages von 
Bonn nach Berlin gehen von unpräzisen Terminen aus und lassen 
viel Spielraum für Spekulationen. Umzugsbefürworter und 
Umzugsgegner können die Beschlüsse je nach Interessenlage in- 
terpretieren. Dies führt bei Bundestagsbediensteten, Abgeordne- 
ten, Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern von Bundesministerien, 
der Berliner sowie der Bonner Verwaltung, bei Investoren und aus- 
ländischen Botschaften zu Verunsicherung über Zeitplan und Aus- 
maß des Umzugs. In der breiten Öffentlichkeit wird die terminge- 
rechte Umzugsabwicklung bezweifelt und der Bundesregierung 
mangelnde Glaubwürdigkeit in der Absicht eines möglichst frühen 
Umzugstermins vorgehalten. Mit der Festlegung des Termins 
1. Mai 1999 würde das Parlament keinen vorzeitigen Umzug vor- 
nehmen, sondern lediglich die Nichterfüllung des Beschlusses des 
Deutschen Bundestages vom 20. Juni 1991 ein wenig abmildern. 
Ein Beschluß des Deutschen Bundestages zu einem konkreten Da- 
tum ist auch aus einer Vielzahl von rechtlichen Fragen notwendig. 

Die Behauptungen, daß ein schneller Umzug mehr Geld kosten 
würde, sind falsch. Das Gegenteil ist der Fall. 

Der Deutsche Bundestag hat in Bonn den größeren Teil seiner Büros 
von privaten Anbietern angemietet (über 60 000 qm HNF). Die 
dafür zu zahlenden Büromieten sind höher als die voraussichtlich 
in Berlin zu zahlenden Gewerberaummieten. Dies ergibt sich aus 
dem großen Büroraum-Überangebot in Berlin (z. Z. etwa 1 Million 
Quadratmeter Leerstand mit weiter steigender Tendenz). Eine 
möglichst langfristig zu planende Kündigung der in Bonn ange- 
mieteten Büroräume würde Kosten sparen und die in Berlin anfal- 
lenden kurzfristigen Mehrkosten ausgleichen. 

Hinzu kommen die mehrfach von der Stadt Berlin zur Nutzung an- 
gebotenen Räume in öffentlichen Gebäuden, z. B. dem Berliner Ab- 
geordnetenhaus. 

Die Bundestagsmitarbeiterinnen und -mitarbeiter sowie Mitarbei- 
terinnen und Mitarbeiter von Bundesministerien brauchen für ihre 
langfristige Lebensplanung und für die Entscheidung für oder ge- 
gen einen Mitumzug nach Berlin verläßliche Entscheidungen für 
einen konkreten Termin. Dies betrifft die Entscheidung für einen 
Haus- oder Grundstücksan- bzw. verkauf in Berlin oder Bonn, die 
Entscheidung über den Abschluß oder die Kündigung von Miet- 
verträgen in Bonn oder Berlin, die Entscheidung über den Termin 
der Umschulung von Kindern, die Entscheidung über einen vor- 
fristigen Anspruch der Rentenzahlung und vieles andere mehr. 
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Da nach Umfragen die Umzugsbereitschaft der Bundestagsmitar- 
beiterinnen und -mitarbeiter immer weiter ab nimmt, gesamt 22 % , 
bei Frauen 18 %, bei Männern 25 %, (siehe Studie im Auftrag des 
Berliner Senats für Arbeit, Berufliche Bildung und Frauen), muß 
auch mit einem , geringeren Bedarf an Wohnungen in Berlin ge- 
rechnet werden. 

Da der Bund z. Z. in Berlin über 12 900 Wohnungen verfügt (rd. 
8 460 in den westlichen und rd. 4 440 in den östlichen Bezirken), 
hinzu kommen im Umkreis von 30 Kilometern um Berlin über wei- 
tere 8 700 Wohnungen (siehe Antwort auf die schriftliche Anfrage 
Nr. 190 des Abgeordneten Klaus-Jürgen Warnick vom 30. Dezem- 
ber 1996), bis Anfang 1999 etwa 1 000 weitere bundeseigene Woh- 
nungen entstehen werden und bis Ende 1999 weitere 3 000 gebaut 
werden sollen, stellt sich das Problem fehlender Wohnungen für 
Umzugswillige mit Sicherheit nicht (siehe Tabelle). Ein späterer 
Umzugstermin würde allerdings im Gegenteil zu monatelangem 
oder sogar einjährigem Leerstand der neuerrichteten Wohnungen 
führen. 


Zur Bebauung vorgesehene „große" Wohnungsbaustandorte mit über 10 WE 


Wohnungs- 

Fertig- 

Fertig- 

Fertig- 

Fertig- 

Fertig- 

Fertig- 

baustandort 

stellung 

stellung 

stellung 

stellung 

stellung 

stellung 


Mitte 1998 

Herbst 1998 

Frühjahr 1999 

Mitte 1999 

Herbst 1999 

im Jahr 2000 


WE 

WE 

WE 

WE 

WE 

WE 


Tiergarten 

Steglitz 



720 


870 


Steglitz 





650 


Wilmersdorf 

Zehlendorf 

Zehlendorf 

Lichtenberg 

Spandau 

298 


144 

105 

1200 

700 

Steglitz 






350 

Zehlendorf 




210 



Steglitz 



168 




Spandau 



62 




Steglitz 



60 




Zehlendorf 



69 




Zehlendorf 



18 




Pankow 


100 





Steglitz 

Steglitz 

24 

45 





Gesamt: 

322 

145 

521 

315 

2 720 

1050 


Anzahl der fertiggestellten WE bis Frühjahr 1999: 
Anzahl der fertiggestellten Wohnungen bis Ende 1999: 


988 
3 035 
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Der Umbau und die Fertigstellung des Reichstages zum neuen Sitz 
des Deutschen Bundestages ist nach dem bisherigen Bauablauf 
spätestens zum 1. Mai 1999 gesichert. Nach dem Rahmentermin- 
plan ist die Baufertigstellung für den 23. Dezember 1998 vorgese- 
hen. Die Einrichtung und Inbetriebnahme ist für den 31 . März 1999 
geplant. Alle Plenardebatten könnten ab diesem Zeitpunkt also in 
Berlin stattfinden. Eine Nichtaufnahme der Tätigkeit des Deut- 
schen Bundestages in Berlin würde zu einem nicht zu vertreten- 
den Leerstand des umgebauten Reichstagsgebäudes führen. 

Bereits ab Mitte 1997 verfügt der Bund in Berlin über genügend 
neue Büroräume, um jedem Abgeordneten bereits ab diesem Zeit- 
punkt ein Büro zur Verfügung stellen zu können. Diese Räume wer- 
den nach der jetzigen Erkenntnis in der Mehrzahl bis zum Umzug 
nach Berlin leerstehen. Ein möglichst früher Umzug kann diesem 
Mißstand abhelfen. 

Mit Beginn der neuen Legislaturperiode ergibt sich erfahrungs- 
gemäß ein hoher organisatorischer Aufwand zur Einrichtung und 
zur Herstellung der Arbeitsbereitschaft der Büros der Abgeordne- 
ten und ihrer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Ein doppelter 
Aufwand zur Errichtung eines Büros im Frühjahr 1999 in Bonn und 
kurze Zeit später eines neuen Büros in Berlin würde die Kontinuität 
der Arbeit der Abgeordneten wesentlich stärker belasten als ein 
einmaliger Umzug, auch wenn dies mit einem kurzzeitigen Um- 
zug innerhalb Berliner Büros im Jahr 1999 verbunden sein sollte. 
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